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Verhältnismäßigkeit 39

(aa) Individuelle
Schutzbedürftigkeit 
der entgeltgeringfügig 
Beschäftigten 39

(a) Individuelle
Schutzbedürftigkeit als 
legitimer Gesetzeszweck 39

(ß) Geeignetheit der 
obligatorischen 
Beitragsverpflichtung in 
Bezug auf die individuelle 
Schutzbedürftigkeit des 
Einzelnen 40

(r) Erforderlichkeit 
der obligatorischen 
Beitragsverpflichtung in 
Bezug auf die individuelle 
Schutzbedürftigkeit des 
Einzelnen 40

(bb) Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung 40

(a) Stabilität der gesetzlichen 
Rentenversicherung als 
legitimer Gesetzeszweck 40
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(ß) Geeignetheit der 
obligatorischen Beitragspflicht 
in Bezug auf den Zweck der 
Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung 404

(y) Erforderlichkeit der 
obligatorischen Beitragspflicht 
in Bezug auf den Zweck der 
Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung 405

(6) Angemessenheit der 
obligatorischen Einbeziehung 
in die Beitragspflicht im 
Hinblick auf den Zweck der 
Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung 406

(aa) Die Angemessenheit 
der obligatorischen 
Beitragspflicht gegenüber 
den entgeltgeringfügigen 
Beschäftigten, die über 
eine parallele Absicherung 
in der gesetzlichen 
Rentenversicherung verfügen 406

(ßß) Die Angemessenheit 
der obligatorischen 
Beitragspflicht gegenüber 
den entgeltgeringfügigen 
Beschäftigten, die über 
keine parallele Absicherung 
in der gesetzlichen 
Rentenversicherung verfügen 407
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(yy) Die Angemessenheit der 
obligatorischen Beitragspflicht 
gegenüber den 
entgeltgeringfügigen 
Beschäftigten, die einen 
Arbeitsentgeltanspruch haben, 
der unterhalb der 
Mindestbeitragsbemessungsgru 
ndlage des § 163 Abs. 8 SGB VI 
liegt 409

(cc) Reduzierung der Ausgaben 
für steuerfinanzierten
Sozialleistung 410

(a) Reduzierung der
steuerfinanzierten
sozialstaatlichen Ausgaben als 
legitimer Gesetzeszweck 410

(ß) Geeignetheit und
Erforderlichkeit der
obligatorischen Einbeziehung 
der entgeltgeringfügig 
Beschäftigten vor dem 
Gesetzeszweck der
Reduzierung der steuerlichen 
Ausgaben 410

(y) Angemessenheit der 
obligatorischen Einbeziehung 
der entgeltgeringfügig 
Beschäftigten vor dem 
Gesetzeszweck der
Reduzierung der steuerlichen 
Ausgaben 411

(dd) Ergebnis zu Art. 14 Abs. 1
Satz 1 GG 412

bb. Verletzung des Art. 12 Abs. 1 GG (Berufsfreiheit) 
durch die obligatorische Auferlegung von 
Pflichtbeiträgen 412
(1) Schutzbereich und Eingriff in den

Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG 412
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(2) Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des
Eingriffs in Art. 12 Abs. 1 GG 415
(a) Formelle Verfassungsmäßigkeit 415
(b) Materielle Verfassungsmäßigkeit 415

cc. Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG wegen der
obligatorischen Auferlegung der Beiträge 418

dd. Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG wegen des
Freibleibens von einer Vorsorgeverpflichtung
aus der entgeltgeringfügigen Beschäftigung 418

b. Verletzung von Grundrechten aus der GRCh durch
die obligatorische Auferlegung der Beitragspflicht 419
aa. Verletzung des Art. 17 GRCh (Eigentum) 419

(1) Eröffnung des Schutzbereichs des Art. 17
GRCh 419

(2) Einschränkung des Grundrechts auf
Eigentum nach Art. 17 GRCh 419

(3) Eigentumsentzug bei Überforderung des
Anspruchs auf Arbeitsentgelt und dessen 
Rechtfertigung 420

(4) Nutzungsbeschränkung des Anspruchs auf
Arbeitsentgelt und dessen Rechtfertigung 421

(5) Ergebnis zu Art. 17 GRCh 422
bb. Verletzung des Art. 15 Abs. 1 GRCh 422
cc. Verletzung des Art. 15 Abs. 2 GRCh 423

c. Verletzung von Europäischen Grundfreiheiten,
insbesondere Art. 45 AEUV 424

d. Ergebnis zu der obligatorischen Einbeziehung der
entgeltgeringfügig Beschäftigten nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 
SGB IV (ggfs. i. V. m. § 8a SGB IV) 425

2. Geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 425
a. Betroffene Grundrechte und Grundfreiheiten - 

insbesondere zur Einschlägigkeit von Art. 12 Abs. 1
GG und Art. 15 Abs. 1 GRCh 426

b. Rechtfertigung der Grundrechtseingriffe 429
aa. Individuelle Schutzbedürftigkeit 429
bb. Stabilisierung der gesetzlichen

Rentenversicherung 430
cc. Reduzierung der steuerfinanzierten

sozialstaatlichen Ausgaben 431
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II. Die Einbeziehung der Personen, die das Regelalter erreicht 
haben, in die obligatorische Beitragspflicht 432
1. Betroffene Grundrechte, insbesondere zur

Vorsorgefreiheit gern. Art. 2 Abs. 1 GG 432
2. Rechtfertigung der Grundrechtseingriffe 433

a. Individuelle Schutzbedürftigkeit als legitimer
Gesetzeszweck für die obligatorische Verbeitragung 
von Erwerbstätigkeiten von Personen, die das
Regelalter erreicht haben 433
aa. Geeignetheit in Bezug auf den Schutz der

Personen, die das Regelalter erreicht haben 434
bb. Erforderlichkeit in Bezug auf den Schutz der

Personen, die bereits das Regelalter erreicht 
haben 435

b. Stabilisierung der gesetzlichen Rentenversicherung 
als legitimer Gesetzeszweck für die obligatorische 
Verbeitragung von Erwerbstätigkeiten von Personen,
die das Regelalter erreicht haben 436
aa. Geeignetheit in Bezug auf die Stabilität der

gesetzlichen Rentenversicherung 436
bb. Erforderlichkeit in Bezug auf die Stabilität der

gesetzlichen Rentenversicherung 437
cc. Angemessenheit in Bezug auf die Stabilität der

gesetzlichen Rentenversicherung 437
c. Reduzierung der steuerfinanzierten sozialstaatlichen

Ausgaben für die obligatorische Verbeitragung von 
Erwerbstätigkeiten von Personen, die das Regelalter 
erreicht haben 440

d. Ergebnis zur Einbeziehung der Personen, die das
Regelalter erreicht haben, in die obligatorische
Beitragspflicht zur gesetzliche Rentenversicherung 440

III. Sonderprobleme bei der Einbeziehung von Personen mit 
Sicherung in anderen Vorsorgesystemen 441
1. Die Einbeziehung von Beamten in die obligatorische

Beitragspflicht 441
a. Ersatz der Versorgung durch die Einbeziehung in die

gesetzliche Rentenversicherung 441
b. Kompetenzen zum Erlass eines die Beamten in

die gesetzliche Rentenversicherung einbeziehenden 
Gesetzes 442
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c. Mögliche grundrechtsrelevante Belastungsmomente 
für die angedachte Einbeziehung von Beamten
in die gesetzliche Rentenversicherung als 
Erwerbstätigenversicherung. 446
aa. Verletzung des Beamtenstatus als

Individualgrundrecht aus Art. 33 Abs. 5 GG 447 
bb. Verletzung des Grundrechts aus Art 14 GG

(Eigentum) 449
(1) Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 449
(2) Eingriff in den Schutzbereich des Art. 14

Abs. 1 GG durch Verringerung der Bezüge 
durch die Beitragszahlungsverpflichtung 452

(3) Rechtfertigung der Einwirkung auf den
Schutzbereich insbesondere im Hinblick 
auf die hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5 GG 453

d. Ergebnis 458
2. Die Einbeziehung von in den Versorgungswerken 

versicherten Personen in die obligatorische
Beitragspflicht 459
a. Kompetenzen zum Erlass eines die Angehörigen der

freien Berufe in die gesetzliche Rentenversicherung 
einbeziehenden Gesetzes 459

b. Die Verletzung von Grundrechten bei der
Schließung der Versorgungswerke 466
aa. Schließung der Versorgungswerke unter

Einbeziehung aller Versorgungswerksmitglieder 
in die gesetzliche Rentenversicherung 466

bb. Schließung der Versorgungswerke für potentielle
Neumitglieder 466
(1) Verletzung des Art. 14 GG durch die

Schließung der Versorgungswerke für
potentielle Neumitglieder 467

(2) Rechtfertigung des Eingriffs in Art. 14 Abs. 1 
GG durch Schließung der Versorgungswerke
für potentielle Neumitglieder 469
(a) Stabilisierung der gesetzlichen

Rentenversicherung 470
(aa) Geeignetheit der Schließung 

der Versorgungswerke 470
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(bb) Erforderlichkeit der Schließung 
der Versorgungswerke 4'

(cc) Angemessenheit der 
Schließung der 
Versorgungswerke 47

(b) Reduzierung der Ausgaben für
steuerfinanzierte Sozialausgaben 47

c. Ergebnis zur Verletzung von Grundrechten bei der
Schließung der Versorgungswerke 47

C. Der Ausschluss von Personen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung als Erwerbstätigenversicherung 47

I. Die Verletzung von Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 47
1. Eingriff in des Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 GG 47

a. Anwartschaftsaufrechterhaltung bei Streichung von
Kindererziehungszeiten gern. § 3 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 47,

b. Anwartschaftsaufrechterhaltung bei Streichung von
Pflegezeiten gern. § 3 Satz 1 Nr. la SGB VI 47'

c. Anwartschaftsaufrechterhaltung bei Streichung von
Zeiten für Sozialleistungsbezug gern. § 3 Satz 1 Nr. 3
SGB VI 47",

2. Die Rechtfertigung der Eigentumsverletzung 471
II. Die Verletzung von Art. 17 GRCh 48C

D. Gebot zur Auferlegung einer Vorsorgeverpflichtung in der
gesetzlichen Rentenversicherung aus Art. 34 GRCh 481

I. Bedeutung und Anwendungsbereich des Art. 34 GRCh 481
II. Zugang der in einer Erwerbstätigenrentenversicherung 

obligatorisch versicherungs- und beitragspflichtigen
Personen 484

III. Zugang zu einer Erwerbstätigenrentenversicherung für die
bisher nach § 3 SGB VI versicherten Personen 484

5.Teil:  Gleichheitsrechtliche Probleme der gesetzlichen 
Rentenversicherung als Erwerbstätigenversicherung 485

A. Der allgemeine Gleichheitssatz aus Art. 3 GG 485
I. Gleichheit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG im

sozialrechtlichen Kontext 485
II. Bezugspunkte für Gleichheit im Zusammenhang mit der

Gesetzgebung zum Topos Sozialversicherung 489
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III. Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung von Gleichem
oder einer Gleichbehandlung von Ungleichem 493

IV. Die Gleichheit hinsichtlich der Einbeziehung in die
Erwerbstätigenversicherung 498
1. Gleichheitsrechtlicher Schutz für in die

Erwerbstätigenversicherung nicht einzubeziehenden
Personen 499

2. Gleichheitsrechtlicher Schutz für die in die
Erwerbstätigenversicherung einbezogenen Personen 500
a. Wesentliche Gleichheit der von der

Erwerbstätigenversicherung erfassten und der nicht 
erfassten Personengruppen 500
aa. Wesentliche Gleichheit hinsichtlich der

Aufwendung eigener Arbeitskraft 500
bb. Wesentliche Gleichheit hinsichtlich der

Schaffung einer Existenzgrundlage durch Arbeit 501
b. Ungleiche Behandlung durch denselben

Hoheitsträger 502
c. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 503

aa. Differenzierung zwischen Beamten und
Versicherten 504

bb. Differenzierung Mitgliedern der 
Versorgungswerke und Versicherten 505

cc. Differenzierung zwischen kurzfristig
Erwerbstätigen und Versicherten 506

dd. Differenzierung zwischen entgeltgeringfügig
Erwerbstätigen unterhalb des Steuerfreibetrages 
und Altersrentnern, die bereits auf 
Grundsicherung angewiesen sind, und
Versicherten 506

V. Beitragsrechtliche Ungleichbehandlung 507
1. Die Ungleichbehandlung der Selbständigen 

hinsichtlich der ihnen auferlegten 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage aus § 165 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI 508
a. Wesentliche Gleichheit und ungleiche Behandlung 508
b. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 509

aa. Vorliegen eines Differenzierungsgrundes 509
bb. Geeignetheit und Erforderlichkeit der

Ungleichbehandlung 510
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cc. Angemessenheit 511
2. Die Ungleichbehandlung der Selbständigen gegenüber 

den Beschäftigten im Übergangsbereich gemäß § 20 
Abs. 2 SGB IV wegen der Regelungen des § 163 Abs. 10
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a. Wesentliche Gleichheit und ungleiche Behandlung 511
b. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 512

3. Die Ungleichbehandlung der Selbständigen gegen über 
den Erwerbstätigen, die ihre Beiträge nur zur Hälfte
selbst tragen müssen 513
a. Wesentliche Gleichheit und ungleiche Behandlung 513
b. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 516

aa. Differenzierungsgrund 517
(1) Differenzierungsgrund hinsichtlich der

hälftigen Beitragstragung der sog. 
Normalarbeitnehmer 517

(2) Differenzierungsgrund hinsichtlich der
hälftigen Beitragstragung bestimmter
Selbständiger 519

bb. Geeignetheit und Erforderlichkeit 523
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4. Die Ungleichbehandlung der entgeltgeringfügig
Beschäftigten gegenüber den Beschäftigten im 
Übergangsbereich gemäß § 20 Abs. 2 SGB IV wegen der 
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SGB VI 524
a. Wesentliche Gleichheit und ungleiche Behandlung 525
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VI. Ergebnis zum allgemeinen Gleichheitssatz aus
Art. 3 Abs. 1 GG 527
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2. Die Standpunkte der Literatur zur Rechtsprechung des

EuGH 530
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